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REPUBLIK öSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWALTUNG 

1010 Wien, den ................ .t.I\ ..•.......... J..u.li ................. l97 .. 6 

Zl. 30.037/21-1/76 

Stubellring 1 
Telephon 57 56 5S 

BEANTWORTUNG 
======================= 

%glAS 

1978 ..fJ7- 2 3 
zu If'"18 IJ 

der Anfrage der Abgeordneten Dro Kohlmaier, DroFeurstein, 
Kraft und Genossen an den Herrn Bundesminister für soziale 
Verwaltung betreffend irreführende Anfragebeantwortung 
durch den Blmdesminister für soziale Vel~altung (Nr$478/J) 

Zur Einleitung Ihrer A~frage nehme ich wie folgt Stellung: 

Zunächst möchte ich die Fakten festhalten: 

a) Im Feber 1976, am Höhepunkt der scbwersten Rezession 
der Weltwirtschaft sei t L~O Jahren, gab es in Österreich 
94.494 Arbeitslose - das entsprach einer Arbeitslosen­
rate von 3,5 %0 In den wichtigsten westeuropäischen 
Industrieländern,aber auch in USA und Kanada lag zum 
Vergleich.szeitpunkt die Arbeitslosenrate deutlich höher, 
in einigen dieser Staaten über 5 %, in eirrlgen über 8 56, 
in Dänemark sogar über 12 %0 

b) Im Feber 1976 sicherte die sozialistische Bundesregierung 
durch ihre Beschäftigungspolitik 2,6'180690 Arbeitern und 
Angestellten ihre Arbeitsplätze - trotz der Rezession 
standen um 305 .. 519 Österl~eicher mehr in A:!'bei t als im 
Feber 19700 

Der Vor\'lurf in der Anfrage Nr,,276/J vorn 1 0 4 0 1976, "der 
sozialistischen Beschäftigungspolitik war es bisher also 
nicht möglich, die Vollbeschäftigung auch nur annähernd zu 
geirlährleisten", steht also offer,ba:c im Widerspruch zu den 
Fakten .. Weil ich den Nachweis dafür in meiner Beantwortung 
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der erwähnten Anfllge erbracht habe, ziehen sich die 
Frages_teller auf statistische und sprachliche Spitz·­
findigkeiten zurück. Dadurch sollen Außenstehende offen­
bar verwirrt werden, wenn schon der erhobene Vorwurf 
nicht aufrecht zu erhalten ist. 

Die technischen Veränderungen bei der Erstellung der 
Arbeitslosenstatistik sind, wie im folgenden gezeigt 
werden wird, in ihren Auswirkungen so minimal, daß sie 

, am Gesamtbild des V~rgleiches zwischen den beschäftigungs­
politischen Erfolgen der gegenwärtigen Bundesregierune 
und der ÖVP-Regierung nichts ändern~ 

Besonders deutlich wird die Schwäche der Argumenta.tion der· 
Fragesteller bei ihrem Versuch, nunmehr den Begriff der 
Vollbeschäftigung arders zu interpretieren. Der Begriff 
der Vollbeschäftigung ist stets so verstanden worden, daß 
die Arbeitsplätze von Arbeitern und Angestellten gesichert 
und k eine Arbeitslosen auf die Leistungen ror Arbeits­
losenversicherung ange"liesen sind, "lObei gerade Partei-
freunde der Anfragesteller Arbeitslosenraten bis zu 3 % 
und manchmal rogar noch mehr mit Vollbeschäftigung verein-
bar gehalten haben. Ich habe in meiner Anfragebeant-
'wortung den Nach\tleis geführt, daß der sozialistischen 
Bundesregierung die Erreichung dieses von ihr stets in den 
Vordergrund gestellten Zieles weit besser gelungen ist als 
der ÖVP-Regierung. Die Za1ien zeigen: Die sozial:lltische 
Regierung hat den Arbeitern und Angestellten die Sicherung 
ihrer Arbeitsplätze durch eine bewußte Vollbeschäftigungs­
politik auch in Zeiten \drtschaftlicher Depression versproc!len ... 
und sie bat ihnen gegenüber besser Wort gehalten als 
irgendeine ihrer Vorgängerinnen. 

Daß der Bundesregierung die Erfü.llung dieser Aufgabe zu­
sätzlich durch die in Beantwortung der Frage 3 unten näher 
dargelegte Notwendigkeit der Unterbringung einer großen 
Zahl von Selbständigen und deren Familienangehörigen, die aus 
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der Selbständigkeit a.bwanderten und unselbständige 
Beschäftigungen anstrebten, erschwert war, habe ich, 
da nicht zur Beantwortung der an mich gerichteten An­
frage gehörig, nicht ausdrücklich erwähnt. Das Ergebnis 
zeigt aber, daß die Bundesregierung auch für diesen 
Personenkreis ausreichend vorgesorgt und ihn vor 
Arbeitslosigkeit bewahrt hat. 

So komme ich zu den an mich gestellten statistischen 
Fragen im einzelnen und nehme zunächst zu der Frage 

10 Welche Änderungen in der Erfassung der Arbeitslosen 
haben sich seit 1970 ergeben? 

Stellung wie folgt: 

Folgende Änderungen haben sich ergeben: 

1. Seit dem 1. Jänner 1973 werden nicht mehr Arbeitsuchende 
sondern Arbeitslose gezählt. Das bedeutet, daß 

a) Personen, die vorgemerkt sind, obwohl sie in Beschäfti­
gung stehen (1.000 im langjährigen Durchschnitt), 
sowie 

b) Personen, die wegen Erfüllung der Anspruchsvoraus­
setzungen einen Antrag auf Alterspension gestellt 
haben und gem. § 23 AIVG VorschuBleistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung beziehen (bei einer Zählung 
1974' 6.400 Personen im Feber und 5.400 im_lq~gust), 

nicht mehr in der Statistik aufscheinen. 

Zu den in Beschäftigung Stehenden sei jedoch angefügt~ 
daß diese bei meiner AnfragebeantvlOrtung zu Nr. 276/J­

vom 1 .. 4.1976 bereits in Abrechnung gebracht waren. 

2. Mit Wirkung vom 1. April 1976 wurde die, vielfach eine 
bloße :b"'ormalität darstellende Meldung von Müttern im 
AnschlQß an das Karenzjahr als arbeitsuchend, beseitigt. 
Den Karenzurlaubsbezieherinnen wurde der Bezug von 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung auf grund der 
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Mutterschaft, der nach der früher geltenden Regelung 
innerhalb eines dreijährigen Zeitraumes anfiel, nunmehr 
schon während des Karenzurlaubes ermöglicht, sodaß eine 
weitere Arbeitslosenmeldung ohne tatsächliche Arbeitsuche 
nun entfällt 0 Für .alleinstehende Mütter wurde die 
Sondernotstandshilfe neu eingeführt, wodurch diese 
Mütter für ren Bezug dieser Leistung der Arbeitslosen­
versicherung nicht arbeitsuchend gemeldet sein müssen", 

Aufgrund von 'Überlegungen der Arbei tsmarktver\llaltung 
kann a.ngenommen w€lf1en, daß von den als mit einschrfinkenden 
VermittlungsWÜllschen arbeitslos gemeldeten Frauen durch­
schnittlich cao 45 % solche waren~ die sich im Anschluß 
an den Karenzurlaubsgeldbezug als arbeitslos meldeten. 
So kan..u. mittels dieser Prozent zahl die erforderlicb.e 
Korrektur an den durch einschränkende Vermittlungs"ünsche 

bedingt vermittlungsfähigen~arbeitslos gemeldeten Frauen 
annäherungsweise berechnet werdeno 

Aufgrund des zur Fra.ge 1 Gesagten nehme ich somit zu Frage 

2. Welche Auswirkungen haben alle diese ÄnderQngen auf den 
von Ihnen angestellter. Vergleich? 

wie folgt Stellung: 

Wenn man die Zahl der vorgemerkten ~~beitslosen in meiner 
Beantwortung der Anfrage Nr .. 276/J aufgrund d.er angeführten 
Veränderungen berichtigt 9 ergeben sich folgende Werte: 

tatsächliche Vorgeme=kten- ~mgerechnete Vor-zahl (ohne in BeschäftißLmg 
Stehende) gemerktenzahl 

Feber 1967. 111 .. 927 4,4 % 1060290 l.i.. 4 . , 
'Feber 1968 1320248 5,5 % 123" 76'1 5,2 
Feber 1969 130.873 5,5 % 120 .. 324 5,0 
Feber 1970 1030735 4- 3 01 91,,316 3,8 ., . /0 

% 
% 
% 
% 
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Es zeigt sich also, daß die Berücksichtiglmg der techni­
schen Änderungen bei der Erhebung der Zahl der Arbeit­
suchenden keine nennenswerte Änderung und somit auch keine 
Modifikation meiner Feststellungen in der seinerzeitigen 
Anfragebeantwortung zur Folge haben; einschließlich der 
Feststellung, daß die Rate der Arbei tslosigkei t :im Hoch­
konjunkturjahr- 1970, als die ÖVP-Regierung durch die 
sozialistische Regierung abgelöst 'tvurde, höher war als a uf 
dem Höhepunkt der Auswirkungen oer '\'leltwei ten Rezession auf 
österreich im Feber 1976" Nur der Vollständigkeit halber 
sei festgehalten, daß die Zahl der Arbeitslosen ZU-:::l 

letzten verfügbaren Zählungstermin Ende Juni 1976 au~ 320587 
gesunken '\var, das entspricht '1,2 %, was angesichts des Aus­
maßes des jüngsten Konjunktureinbruches zweifellos als e :b 

sehr günstiger Wert betrachtet werden mußo 

Ich kom.me nun zur Beantwortun.g der Frage 

30 Wie hat sich die Zahl der österreichischen Erwerbstätigen 
insgesamt im Zeitraum 1966 1976 unter Bedachtnahme 
auf die Bevölkerungsentwicklung tatsächlich verändert? 

und nehme dazu wie folgt Stellung: 

Wie ich schon in der Einleitung meiner Anfragebeantwortung 
ausgeführt habe, erwuchsen der s07.ialistischen Bundesregierung 
aus der Veränderung der Erwerbsbevölkerung insgesamt ebenfalls 
beschäftigungspolitische Probleme, die sie, wie bereits an 
Hand der Arbeitslosenentwicklung gezeigt, ebenso optimal zu 
lösen im Stande waro 

Zunächst möchte ich Sie auf die vorhandenen Daten verweis E'n, 
die d~ Erwerbstätigen- und Bevölkerungsent~~cklung folgender­
maßen darstBllen: 
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Wohn- Enlerbs- SeI bständige7.) Unselbständic: bevölkerung 1) bevölkerung 
- _. 

1966 7,290,,000 3 ~ 1620000 7750000 2,3870000 
1967 7,323 .. 000 3~ 122 .. 000 I 762 ("I'V') 2,3600000 I • V\...J\..1 

1968 7,3510000 I 3,081 .. 000 
I 

7L~2 .. 000 2,339 .. 000 
1969 rl,3740000 I 3,070,.000 712 .. 000 2,3580000 I 

I ! 1970 7,398.000 3,080 .. 000 I 6910000 2,390.000 
j 

'1971 7,456 .. 000 ! 3,1020000 6l~7 0000 ! ,.. J. 5r::. 000 I ~ ,~t- /" . 

1972 7 ,46L~ .. OOO 3,134 .. 000 621,,000 2,513 .. 000 

1973 7,4690000 3,179.000 579 .. 000 2,6080000 
1974 7,4800000 3,2170000 5600000 2.6570000 
1975 7,'+770000 3,2030000 547 .. 000 2,656,.000 

Quelle :1)Fortschreibung der \-lohnbevölkertmg des Österreichischen 
Statistischen Zentralamtes in: stat"Taschenbuch doÄ~o1976 

').)Fortschreibung der Selbständigen des Österreichischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 

3}Hauptverband der österro Sozial versicherungsträger 

Die Zahlen zeigen 9 daß nicht nur die Unselbständigen, 
sondern auch die Erwerbstätie;en in ÖstcJ:It!ich insgesamt 
zugenommen haben" Die sozialistische Bundesregierung hat 
also trotz internationaler Rezession nicht nur die Arbeits-­
plätze der Arbeiter und Angestellten gesichert, sondern 
überdies für die Erwerbsmöglichkeiten jener Östernacher 
gesorgt, die ihren Lebensunterhalt aus selbständiger Arbeit 
beziehen und - wie die Zahlen zeigen - auh noch die Auf­
gabe gelöst$ Arbeitsplätze fHr jene bereitzustellen, die, 
einer \1el t\vei ten und langfrist~Lgen Ent'l:Jicklung entspreoh.cTld, 
aus selbständiger Tä.tigkeit in ein'Beschäftigungsver­
hältnis überwechseln wolleno 

469/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)6 von 6

www.parlament.gv.at




